
 

Beitragsordnung 

Der BvCW e.V. (auch Verband genannt) erhebt ab dem 1.1.2027 Beiträge nach Maßgabe der 
nachfolgenden Beitragsordnung: 

§ 1 Grundsatz der Beitragsbemessung 

Die Tätigkeit des Verbandes ist nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
ausgerichtet. Die Mitgliedsbeiträge sind daher so zu bemessen, dass der jährliche Haushalt 
des Verbandes gedeckt und eine angemessene Rücklage geschaffen sowie gegebenenfalls 
aufrechterhalten werden kann.  

§ 2 Beiträge der ordentlichen Mitglieder 

(1) Bemessungsgrundlagen 

Bemessungsgrundlagen für den Jahresbeitrag ordentlicher Mitglieder sind alternativ 

a) die Umsatzerlöse des im Vorjahr abgelaufenen Geschäftsjahres oder b) die Zahl der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Maßgeblich sind jeweils die Werte, die sich auf die Geschäftstätigkeit des Mitglieds in der 
Bundesrepublik Deutschland beziehen.  

Für Betriebsstätten im Sinne von § 12 Abgabenordnung sind die Umsatzerlöse und die 
Arbeitnehmeranzahl heranzuziehen, die der jeweiligen Betriebsstätte nach den 
einschlägigen steuerlichen Regelungen zuzurechnen sind.  

(2) Bestimmung der Umsatzerlöse 

Die Umsatzerlöse bestimmen sich nach § 277 Abs. 1 HGB einschließlich der Exportumsätze. 
Erzielt ein Mitglied nur einen Teil seiner Umsätze im satzungsgemäßen Tätigkeitsbereich des 
Verbandes, so kann auf seinen Wunsch ausschließlich dieser Teilumsatz als 
Bemessungsgrundlage herangezogen werden, sofern die Angaben durch eine 
Wirtschaftsprüferin bzw. einen Wirtschaftsprüfer oder eine vereidigte Buchprüferin bzw. 
einen vereidigten Buchprüfer testiert oder auf andere geeignete Weise gegenüber dem 
Präsidium glaubhaft gemacht werden.  

(3) Bestimmung der Arbeitnehmerzahl 

Die Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ergibt sich entsprechend aus § 285 Nr. 7 
HGB. Ist nur ein Teil der Beschäftigten unmittelbar oder mittelbar im satzungsgemäßen 
Tätigkeitsbereich des Verbandes tätig, so kann auf Wunsch des Mitglieds ausschließlich die 
Anzahl dieser Beschäftigten zugrunde gelegt werden. Auch insoweit ist ein Testat eines 
Wirtschaftsprüfers oder vereidigten Buchprüfers beizubringen oder die Angabe auf andere 
geeignete Weise glaubhaft zu machen.  
 



 

2 
 

(4) Günstigkeitsprinzip und Beitragsberechnung 

Die Höhe des jährlichen Mitgliedsbeitrags wird für jedes Mitglied individuell nach dem 
Günstigkeitsprinzip ermittelt. Der Verband berechnet den Beitrag auf zwei Wegen:  

a) 0,25 % des Vorjahresumsatzes (gemäß Absatz 2) und  

b) 600 € je Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer (gemäß Absatz 3).  

In Rechnung gestellt wird der jeweils niedrigere der beiden Beträge. Der so ermittelte 
Beitrag darf jedoch die nachfolgend in Absatz 5 festgelegten Mindestbeiträge nicht 
unterschreiten. 

(5) Mindest- und Höchstbeiträge 

Es gelten folgende Mindest- und Höchstbeiträge für ordentliche Mitglieder: 

Mitgliederkategorie Jährlicher Mindestbeitrag 

Einzelunternehmer ohne angestellte Mitarbeiter 2.000 € 

Alle übrigen ordentlichen Mitglieder (ab 1 Arbeitnehmer) 3.000 € 

Der jährliche Höchstbeitrag beträgt 30.000 € pro Beitragsjahr.  

Ergibt die Berechnung nach Absatz 4 einen Betrag, der unterhalb des jeweils einschlägigen 
Mindestbeitrags liegt, ist der Mindestbeitrag zu entrichten. Ergibt die Berechnung nach 
Absatz 4 einen Betrag, der den Höchstbeitrag übersteigt, ist der Höchstbeitrag zu entrichten. 

(6) Verbundene Unternehmen und Konzerne 

Gehören mehrere Mitglieder als verbundene Unternehmen einem Konzern an, wird ein 
Gesamtbeitrag erhoben. Die Bemessungsgrundlage errechnet sich nach Wahl des Mitglieds 
aus  

a) der Summe der Umsatzerlöse oder b) der Summe der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer (Vollzeitäquivalente / FTE) 

der im Konzern verbundenen Unternehmen. Dividenden, die ein konzernzugehöriges 
Mitglied von einem anderen konzernzugehörigen Unternehmen vereinnahmt hat, sowie 
konzerninterne Innenumsätze bleiben bei der Umsatzermittlung außer Ansatz.  

Bei Unternehmensgruppen oder verbundenen Unternehmen wird angestrebt, die gesamte 
wirtschaftliche Einheit bei der Beitragsbemessung angemessen zu berücksichtigen.  

§ 3 Stimmrechte in der Mitgliederversammlung 

Die Anzahl der Vertreter (Stimmen) eines ordentlichen Mitglieds in der 
Mitgliederversammlung richtet sich nach der Höhe des festgesetzten jährlichen 
Gesamtbeitrags:  
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a) bis einschließlich 7.500 €: 1 Vertreter, b) von 7.501 € bis einschließlich 20.000 €: 2 
Vertreter, c) über 20.000 €: 3 Vertreter.  

§ 4 Beiträge der assoziierten Mitglieder (Fördermitgliedschaft) 

(1) Mindestbeiträge 

Assoziierte Mitglieder zahlen folgende jährliche Mindestbeiträge:  

a) natürliche Personen: mindestens 750 € p.a., b) juristische Personen: mindestens 1.500 € 
p.a.  

(2) Zusätzliche Vertreter juristischer Personen 

Juristische Personen, die assoziierte Mitglieder sind, können für je weitere 1.500 € p.a. 
jeweils eine weitere Person benennen, die die Rechte aus der Mitgliedschaft im Verein 
wahrnimmt.  

(3) Freiwillige Beiträge und Umlagen 

Darüber hinausgehende Beiträge können auf freiwilliger Basis geleistet werden. Umlagen für 
Sonderprojekte bedürfen einer gesonderten Vereinbarung im jeweiligen Einzelfall.  

§ 5 Beiträge der fördernden Mitglieder 

Über die Höhe der Beiträge fördernder Mitglieder entscheidet das Präsidium im jeweiligen 
Einzelfall.  

§ 6 Sonderregelung: Bundesarbeitsgemeinschaft Cannabis Anbauvereinigungen 
(BCAv) 

(1) Mitgliedschaft und Beitrag 

Für Anbauvereinigungen und Cannabisclubs besteht die Möglichkeit einer speziellen 
Fördermitgliedschaft (assoziierte Mitgliedschaft) im BvCW zum Zwecke der Mitarbeit in der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Cannabis Anbauvereinigungen (BCAv). Die BCAv ist als 
Bundesarbeitsgemeinschaft Teil des BvCW; es gelten Satzung und Beitragsordnung des 
BvCW. Der jährliche Mitgliedsbeitrag beträgt 420 €.  

(2) Fälligkeit 

Für Anbauvereinigungen wird der Beitrag ab dem sechsten Monat nach Lizenzerteilung fällig, 
spätestens jedoch ein Jahr nach Lizenzerteilung. Wird keine Lizenz angestrebt, ist der Beitrag 
sofort fällig.  
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(3) Aufnahmegebühr 

Für den Beitritt zum BCAv fällt eine einmalige Aufnahmegebühr von 100 € an. Bereits 
bestehende ordentliche Mitglieder und Fördermitglieder des BvCW sind von dieser 
Aufnahmegebühr befreit.  

(4) Mitwirkung bestehender BvCW-Mitglieder 

Ordentliche BvCW-Mitglieder (Einzelpersonen und Firmen) können ohne zusätzlichen Beitrag 
im BCAv mitwirken. BvCW-Fördermitglieder können für einen zusätzlichen Beitrag von 420 € 
jährlich im BCAv mitwirken.  

§ 7 Überprüfung der Beitragsangaben 

Der Verband ist berechtigt, die vom Mitglied gemeldeten Angaben zur Beitragsbemessung 
nach billigem Ermessen zu überprüfen. Hierzu kann er auf die geprüften Jahresabschlüsse, 
Informationen von Auskunfteien oder andere geeignete Nachweise zurückgreifen.  

§ 8 Ausnahmen und Sonderregelungen 

(1) Allgemeine Ausnahmekompetenz des Präsidiums 

Das Präsidium ist ermächtigt, auf Vorschlag des Vertretungsvorstands oder der 
Geschäftsführung in besonders gelagerten Fällen Ausnahmen zu den Regelungen dieser 
Beitragsordnung zuzulassen. Auf Einzelfallbeschluss können Mitgliedsbeiträge ganz oder 
teilweise durch Dienst- oder Sachleistungen erbracht werden.  

(2) Härtefälle und Mitgliederwerbung 

Der Vertretungsvorstand kann in Härtefällen auf Antrag eines Mitglieds zeitlich befristete 
Ausnahmen von der Beitragspflicht beschließen. Zu Zwecken der Mitgliederwerbung können 
befristete Rabatte gewährt werden.  

(3) Beitragsfreistellung bei wechselseitiger Mitgliedschaft 

Das Präsidium kann auf Antrag beschließen, assoziierte Vereinigungen und Organisationen 
für die Dauer einer wechselseitigen assoziierten Mitgliedschaft gemäß § 4 Abs. 7 der Satzung 
beitragsfrei zu stellen.  

§ 9 Fälligkeit der Jahresbeiträge 

(1) Fälligkeit 

Die Jahresbeiträge sind bei Eintritt in den Verband für das laufende Kalenderjahr sofort fällig, 
in den Folgejahren jeweils am 1. Januar eines Kalenderjahres. Der Beitrag für das erste 
Mitgliedsjahr wird anteilig ab dem Eintrittsmonat berechnet.  
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(2) Fälligkeit ohne Rechnungsstellung 

Die Beiträge sind auch ohne Zugang einer Rechnung fällig.  

(3) Rechtsfolgen der Nichtzahlung 

Bei Nichtzahlung fälliger Beiträge besteht kein Anspruch auf Leistungen des Verbandes. Die 
Nichtzahlung stellt weder eine Austrittserklärung dar, noch entfällt die Beitragspflicht, wenn 
ein Mitglied seine Mitgliedschaft nicht aktiv nutzt.  

§ 10 Mitteilungspflichten und Schätzung 

(1) Mitteilungspflicht 

Alle ordentlichen Mitglieder sind verpflichtet, bei Antragstellung sowie danach jährlich bis 
zum 31. Dezember eines jeden Jahres der Geschäftsstelle die durchschnittliche Zahl ihrer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des aktuellen Geschäftsjahres mitzuteilen.  

(2) Schätzung bei unterlassener Mitteilung 

Unterbleibt die Mitteilung und wird auch nach Aufforderung kein geeigneter Nachweis 
vorgelegt, ist die Geschäftsstelle berechtigt, die Mitarbeiterzahl pflichtgemäß zu schätzen 
und den Beitrag entsprechend festzusetzen.  

(3) Beschwerderecht 

Gegen eine Schätzung nach Absatz 2 steht dem Mitglied ein Beschwerderecht gegenüber 
dem Präsidium zu. Das Präsidium entscheidet hierüber abschließend.  

§ 11 Übergangsregelungen und Inkrafttreten 

(1) Fortgeltung für das Kalenderjahr 2026 

Für das Rumpf- bzw. Kalenderjahr 2026 gilt die Beitragsordnung in der Fassung vom 
05.07.2024 fort.  

(2) Inkrafttreten 

Die vorliegende Beitragsordnung tritt am 1. Januar 2027 in Kraft und ersetzt alle vorherigen 
Beitragsregelungen.  
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